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Stadt Schwentinental 
Der Bürgermeister 

Beratung erfolgt voraussichtlich: 

Beratungsart: X öffentlich nicht öffentlich 

Beschlussvorlage Nr.: 064/2017 Datum: 19.05.2017 

Beratungsfolge: 

Nr. - Stadtvertretung/ Fachausschuss Sitzungstag 

1 X Ausschuss für Jugend, Sport und Soziales 30.05.2017 

2 Ausschuss für Schule, Kultur, Paten- und Partnerschaften 

3 Ausschuss für Umwelt, Verkehr, öff. Sicherheit u. Kleingartenwesen 

4 Ausschuss für Bauwesen 

5 X Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Finanzen 03.07.2017 

6 X Hauptausschuss 10.07.2017 

7 X Stadtvertretung 13.07.2017 

Schluss- und Mitzeichnungen: 

gez. Stremlau gez. Menz gez. Kemper 

Bürgermeister Amtsleiter Sachbearbeiter/in 

1. TOP:

Integrative Tagespflege von Kindern unter 3 Jahren 
hier: Trägerverträge mit der AWO Schleswig-Holstein 

2. Sachverhalt und Problemdarstellung:

Mit Beschluss vom 09.03.2017 hat die Stadtvertretung den Bürgermeister gebeten, 
die Möglichkeiten zur Erweiterung des Angebotes in der Kindertagespflege zu prüfen 
(s. hierzu Beschlussvorlage 22 b/2017)  

Die Verwaltung hat daraufhin zunächst geeignete Räumlichkeiten zur Unterbringung 
weiterer Krippenkinder geprüft. Für den OT Raisdorf wird das Objekt Sonnenhöhe 4 
angemietet. Im Ortsteil Klausdorf kann das Objekt Ritzebeker Weg 95 angemietet 
werden. 
Hier können jeweils 10 Kinder unter 3 Jahren betreut werden. Die Betreuung soll im 
Rahmen der integrativen Tagespflege durch die Arbeiterwohlfahrt Schleswig-Holstein 
erfolgen.  
Die Einstellung der Tagesmütter, die Abrechnung der Elternbeiträge, die 
Beantragung der Zuschüsse etc. erfolgt hierbei direkt vom Träger. Die Kosten für die 
Eltern richten sich analog der jeweils geltenden Gebühren für die Betreuung in den 
Kindertagesstätten.  
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Die entsprechenden Trägerschaftsverträge für die Standorte Sonnenhöhe 4 und 
Ritzebeker Weg 95 sind dieser Vorlage beigefügt.  

Die Tagesmütter benötigen zur Einrichtung und Vorbereitung eine Vorlaufzeit von ca. 
14 Tagen. Die Anmietung des Gebäudes Sonnenhöhe 4 erfolgt daher bereits ab 
Mitte August 2017. Die Betreuung soll ab dem 01.09.2017 beginnen. Demgegenüber 
müssen in dem Objekt Ritzebeker Weg 95 noch Renovierungsarbeiten ausgeführt 
werden. Die Aufnahme des Betriebs dieser Kindertagespflegeeinrichtung ist daher 
erst zum 1.11.2017 möglich. 

3. Lösungsvorschlag

s. Beschlussempfehlung

4. Haushaltsrechtliche Auswirkungen:

I. Ausgaben

Sonnenhöhe 4 Ritzebeker W. 95 anteilig 2017 

Personalkosten 90.000,- €/Jahr 90.000,- €/Jahr 56.250,- €
Miete 19.200,- €/Jahr 16.200,-€ 12.050,- €
Weitere 
Sachkosten 

7.500,-€/Jahr 7.500,- €/Jahr entfällt 

Ausstattung 12.000,-/einmalig 
€

27.800,- 
€/einmalig

entfällt 

II. Einnahmen

Sonnenhöhe 4 Ritzebeker W. 95 anteilig 2017 
insgesamt 

Elternbeiträge 40.200,- €/Jahr 40.200,-€/Jahr 20.100,- €
Zuschüsse 22.500,- € 22.500- € 11.250,- €
Zuschüsse 
Ausstattung 

3.000,- € einmalig 3.000,- € 
einmalig 

entfällt 

Somit ergibt sich ein jährlicher Betriebskostenunterschuss in Höhe 105.400 € 
(anteilig für das Jahr 2017 36.900 €)

Die bereinigten Kosten für die Erstausstattung belaufen sich auf 33.800,-- Euro. 
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5. Beschlussempfehlung:

1. 
Der Einrichtung einer integrativen Tagespflege in den Liegenschaften Sonnenhöhe 4 
und Ritzebeker Weg 95 wird zugestimmt. 

2. 
Die Kosten für die Erstausstattung sowie die anteiligen Betriebskosten für das Jahr 
2017 werden über den 1. Nachtraghaushalt 2017 bereitgestellt.  

3. 
Den beigefügten Trägerschaftsverträgen mit der Arbeiterwohlfahrt Schleswig-
Holstein wird zugestimmt. 

Abstimmung: 

Dafür: Dagegen: Enthaltungen: Kenntnis genommen: Vertagung: Keine Abstimmung: 



















rungskosten, Portokosten, EDV-Kosten und alle übrigen in der Geschäftsstelle des 
Trägers anfallenden Kosten abgegolten. 

17. Zinsaufwendungen für Fremdkapital, das für die Finanzierung notwendiger Investitio­
nen aufgenommen wurde. Die Aufnahme von Fremdkapital und deren Notwendigkeit
sind gesondert nachzuweisen und bedürfen der Zustimmung der Gemeinde.

18. Eine Verzinsung von Eigenkapital, welches der Träger ggf. zur Finanzierung von In­
vestitionen einbringt, ist ausgeschlossen.

19. Abschreibungen stellen angemessene Sachkosten dar, soweit die zugehörige Investi­
tion notwendig war, die Stadt zugestimmt hat und diese durch den Träger selbst
finanziert wurde. Für den Teil der Investitionen, der durch die öffentliche Hand finan­
ziert wurde, werden Abschreibungen nicht anerkannt. Die Notwendigkeit der Investiti­
on ist gesondert nachzuweisen und die Zustimmung der Stadt im Vorwege zu
beantragen.

20. Werden Leistungen nach den Ziff. 1, 2 und 6 ganz oder teilweise durch eigenes Per­
sonal erbracht, gehören die dadurch verursachten Personalkosten zu den Sachkos­
ten. Die Stadt kann hierzu Wirtschaftlichkeitsberechnungen verlangen.

§ 6
Grundlage der anteiligen Finanzierung durch die Kommune 

(1) Für die Berechnung der Förderung werden folgende Einnahmen von den Betriebskosten
nach § 3 abgesetzt:
• öffentliche Mittel (Bund, Land örtlicher Jugendhilfeträger, etc.),
• die Teilnahmebeiträge oder Gebühren,
• die Erstattung der Teilnahmebeiträge oder Gebühren nach§ 25 KiTaG
• die Vergütung, die für die Betreuung behinderter oder von Behinderung bedrohter

Kinder aus Eingliederungsmitteln des Sozialgesetzbuches geleistet werden. Wird der
personelle Mehraufwand von Dritten erbracht, kann dieser Mehraufwand bis zur Höhe
der Vergütung bei den angemessenen Betriebskosten nachgewiesen werden.

• die Kostenerstattung der Wohngemeinden für auswärtige Kinder,
• sonstige Einnahmen.

(2) Die Einziehung der Teilnahmebeiträge oder Gebühren ist Aufgabe des Trägers. Unter­
bliebene Zahlungen der Eltern sind vom Träger beizutreiben. Eine Niederschlagung oder
ein Erlass der Entgelte und Gebühren bedarf der vorherigen Zustimmung der Stadt.

§ 7
Art und Umfang der Förderung durch die Kommune 

( 1) Die Gemeinde trägt 100 % der ungedeckten laufenden Betriebskosten der Einrichtung
nach Maßgabe der §§ 3 bis 6 dieses Vertrages, die auf die von Kindern mit Wohnsitz im
Bereich der Stadt Schwentinental genutzten anteiligen Betreuungsstunden entfallen.

Für die Finanzierung der Einrichtung sind die möglichen Kreis- und Landeszuschüsse in
vollem Umfang auszuschöpfen.

(2) Der Anspruch der Stadt Schwentinental auf Kostenausgleich ist vom Träger gegenüber
den Wohnsitzgemeinden, der die Einrichtung besuchenden Kinder, durchzusetzen. Die
Vergütung der Aufwendungen hierfür ist in der Verwaltungskostenpauschale enthalten.

(3) Der Träger verpflichtet sich, für über- und außerplanmäßige Ausgaben, die 1 0 % der
Haushaltsgesamtausgaben überschreiten, rechtzeitig die Zustimmung der Stadt
einzuholen.
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